
S E I T E A 4 N R . 8 0 M I T T W O C H , 7 . A P R I L 2 0 1 0STANDPUNKT

U N A B H Ä N G I G � Ü B E R P A R T E I L I C H

Mit der bedeu-
tendsten Ände-
rung der Nuk-

lear-Strategie seines Lan-
des seit dem Zweiten
Weltkrieg hat US-Präsi-
dent Barack Obama einen
Mittelweg eingeschlagen.
Der neue Kurs bricht zwar in ei-
nigen Bereichen klar mit der Po-
litik seines Vorgängers George
W. Bush. Doch unterm Strich
fällt das Dokument weniger mu-
tig aus, als es sich die Befürwor-
ter einer umfassenden Abrüs-
tungspolitik erhofft hätten.

So verzichten die USA bei-
spielsweise nicht ausnahmslos
auf den Ersteinsatz von Nuk-
learwaffen. Und das Verspre-
chen, chemische und biologische
Angriffe nicht mit einem Atom-
schlag zu vergelten, ist löchrig
wie ein Schweizer Käse. Statt die
nukleare Bedrohung zu verrin-
gern, verschafft die neue Strate-
gie dem Präsidenten lediglich
mehr Zeit zu entscheiden, ob er
auf den Knopf drückt. Anderer-
seits beseitigt Obama die Un-
schärfe des bisherigen Kurses,
der seine Wurzeln im Kalten
Krieg hat: Staaten, die sich an
das Nichtverbreitungs-Abkom-
men für Atomwaffen halten,
werden nun erstmals ausdrück-
lich von einer nuklearen Vergel-
tung ausgenommen. Beifall ver-
dient auch der Verzicht auf die
Entwicklung neuer Atomwaffen.

Aus deutscher Sicht enttäu-
schend: der Verbleib der ameri-
kanischen B-61-Altbestände in
der Bundesrepublik. Diese ato-
maren Gefechtsköpfe werden
nicht einseitig abgezogen, son-
dern sollen Teil späterer Abrüs-

tungsverhandlungen mit
Russland werden. Für
die USA ist es durchaus
sinnvoll, diese Verhand-
lungsposition nicht be-
reits im Vorfeld der Ge-
spräche zu räumen. 

Mit seinem Mittelweg
erweist sich Obama abermals als
Realpolitiker, der sich lieber in
der Kunst des Möglichen übt, als
eine rosige Traumwelt zu ent-
werfen. Der US-Präsident weiß,
dass es echte Fortschritte bei
der nuklearen Abrüstung nur
dann geben kann, wenn er den
Kongress für seine Politik ge-
winnt. Genau deswegen wägt das
gestern vorgestellte Dokument
alle Optionen mit der gebotenen
Vorsicht. Insgesamt stärkt der
Friedensnobelpreisträger mit
seiner Strategie die Glaubwür-
digkeit der USA. Und das genau
zum richtigen Zeitpunkt: zwei
Tage vor Unterzeichnung des
Start-Abkommens in Prag und
gut eine Woche vor Beginn der
Konferenz über nukleare Sicher-
heit in Washington. 

Der Testfall für die künftige
Nuklear-Strategie liegt nun in
den atomaren Provokationen
des Iran. Gewiss wird Obama die
Mullahs nicht dadurch beein-
drucken, dass er selbst mit gu-
tem Beispiel vorangeht. Doch
die Kurskorrektur könnte hel-
fen, die diplomatische Front ge-
gen einen nuklear bewaffneten
Iran zu schließen und scharfe
Sanktionen gegen das Regime in
Teheran durchzusetzen.

� MEINUNG

Der kluge Mittelweg
Obama korrigiert Atomwaffen-Strategie mit Augenmaß

Von Thomas
Spang

Die schwarz-gelb-grüne
Regierungstruppe im
Saar-Ländle will partout

kein Jamaika-Feeling aufkom-
men lassen. Da mag die vereinte
Opposition nölen, wie sie will:
Peter Müller und die Seinen hal-
ten wenig von karibischem Flair.
Und wie sich jetzt herausstellt:
zu Recht! Wie stand nämlich in
der Zeitung zu lesen? Der Insel-
staat ist pleite, Jamaika kann
den meisten Zahlungsverpflich-
tungen nicht mehr nachkom-
men. Da mag das Meer noch so

türkis-farben schimmern und
die weißen Sandstrände ein lo-
ckeres Leben versprechen – vom
finanziellen Fluch der Karibik
will unser Finanzminister Jaco-
by nichts wissen. Verständlich,
er hat schon genug mit seinen
eigenen elf Milliarden Miesen zu
tun. Übrigens sind auch knall-
bunte Shirts und Raggae-Rhyth-
men nichts für den saarländi-
schen Kassenwart, der doch im-
mer schnieke gekleidet durch
die Gegend läuft. Deshalb: Ver-
gessen wir Jamaika, für unsere
Finanzlage gibt’s einen anderen
Namen: Sa(a)rkasmus. 

� GLOSSE

Vergesst Jamaika!
Von Leo Lachmann
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Der feine Unterschied Karikatur: Erl

Düsseldorf. Die Bildungspolitik
ist in Wahlkämpfen ein zentrales
Schlachtfeld – das hat sich in den
vergangenen Jahren in vielen
Bundesländern gezeigt. Nicht
nur im Saarland steht der Streit
um neue Strukturen, Ganztags-
schulen, mehr Lehrer und kleine-
re Klassen im Vordergrund. Auch
vor der Landtagswahl in Nord-
rhein-Westfalen am 9. Mai dreht
sich vieles um das Thema Bil-
dung, nachdem Rot-Grün 2005
nicht zuletzt wegen der Schulpo-
litik abgewählt worden war.

Nun hofft die schwarz-gelbe
Landesregierung von Minister-
präsident Jürgen Rüttgers
(CDU), mit ihrer bildungspoliti-
schen Leistungsbilanz beim
Wähler zu punkten. Aufge-
schreckt durch das allenfalls mit-
telmäßige Abschneiden nord-
rhein-westfälischer Schulen bei
„Pisa“-Vergleichen hatte die Ko-
alition ein hohes Reformtempo
vorgelegt: Schon ein Jahr nach
Rüttgers’ Amtsantritt legten
CDU und FDP mit dem neuen
Schulgesetz ein klares Bekennt-
nis zum vielgliedrigen System aus
Haupt-, Real-, Gesamtschulen
und Gymnasien ab. Die SPD da-
gegen wagte – anders als ihr frü-
herer grüner Koalitionspartner –
erst in der Opposition das Be-
kenntnis zu einer Gemein-

schaftsschule bis zur 10. Klasse.
Die Landesregierung setzt mit

ihrer Reform auf mehr Leistung,
Wettbewerb und Förderung. Zu
den umstrittensten Neuerungen
zählen der um ein Jahr verkürzte
Weg zum Abitur und die Einfüh-
rung des Zentralabiturs – von
SPD und Grünen gern als Über-
forderung der Schüler kritisiert.
Ebenfalls heiß diskutiert – und
bald nach ihrer Einführung von
sechs auf drei halbiert – wurden
die neuen „Kopfnoten“ für das
Arbeits- und Sozialverhalten.

An den Hochschulen versuchte
die Koalition, mittels Studienge-
bühren besseres Lernen und Leh-
ren zu ermöglichen. Seit dem
Wintersemester 2006/2007 kön-
nen die 37 öffentlichen Hoch-
schulen im Land bis zu 500 Euro
pro Semester erheben. Trotz der
Kritik von Studentenverbänden
wurde die Einführung der Ge-
bühr nicht von Massenprotesten
begleitet – allerdings beschweren
sich die Studierenden weiterhin
über schlechte Studienbedingun-
gen an vielen Fakultäten.

In den Schulen klagen Pennäler
über den gestiegenen Leistungs-
druck im nur noch achtjährigen
Gymnasium. Den Ruf gestresster
Eltern erhörte die FDP; sie for-
dert nun von Schulministerin

Barbara Sommer (CDU) mehr
Unterstützung für die Gymnasi-
asten, etwa Hausaufgabenhilfe an
den Schulen. Einmütig und stolz
verweisen die Koalitionäre aber
auf ihre Investitionen in die Schu-
len: Seit 2005 habe man über
8000 zusätzliche Lehrerstellen
geschaffen, die Zahl der Plätze in
Ganztagsschulen sei zum kom-
menden Schuljahr um 77 Prozent
auf 607 000 gestiegen. 

Die Opposition hält die Lehrer-
Bilanz für geschönt. Und die von
der Regierung gelobte Halbie-
rung des Unterrichtsausfalls seit
2005 hat in der Praxis viele Ge-
sichter: Die Kinder stehen zwar
nicht mehr unerwartet vor der
Haustür, wenn eine Stunde aus-
fällt. Häufig wird aber nur fach-
fremder Vertretungsunterricht
oder eine stille Beschäftigung an-
geboten. Und auch die großen
Klassen sind in Nordrhein-West-
falen noch eine große Baustelle.

Ungelöst sind auch die Prob-
leme der Hauptschulen: Obwohl
die Landesregierung viel Geld in
diese Schulform gepumpt hat,
werden immer weniger Kinder
dort angemeldet. Klärungsbedarf
darüber gibt es auch innerhalb
der Koalition: Die Liberalen wol-
len regionale Mittelschulen ein-
führen, in denen Haupt-, Real-
und Gesamtschulen zusammen-
gelegt werden können. Die CDU
allerdings lässt sich für dieses
Modell nicht begeistern.

Bürger entscheiden über 
die Baustelle Bildung

Schulpolitik ist zentrales Thema im nordrhein-westfälischen Wahlkampf

Von dpa-Mitarbeiterin
Bettina Grönewald

Die SZ-Analyse

I h r  S c h r e i b e n

Schlaflose Nächte
stehen noch bevor
Zum Artikel „Fischzucht wird
deutlich teurer“ (31. März)

Unabhängig von der Rechtmäßig-
keit ist die Stadt Völklingen der-
zeit nicht in der Lage, die Finanz-
mittel zur Fertigstellung ihrer
umstrittenen Meeresfischzucht
aufzubringen. Händeringend
werden weitere Investoren ge-
sucht. Benötigte Mittel von an-
geblich 2,3 Millionen Euro wer-
den kaum ausreichen, um die
noch einzubauende „Seewasser-

Hochtechnologie“ zu finanzie-
ren. Ein sehr hoher Kapitalbedarf
für die Anlaufphase kommt hin-
zu. Insofern dürfte die Kapitalbe-
schaffung den Stadtvätern noch
viele schlaflose Nächte besche-
ren. Wer kauft Fische ab Farm zu
Selbstkostenpreisen von über 20
Euro pro Kilo? Eine Sorgfalts-
pflichtprüfung kann angesichts
offensichtlicher Schwachstellen
nicht stattgefunden haben. Wer
unter dem Deckmantel angebli-
cher „Zukunftstechnologie“ ver-
sucht, sich im Markt auf dem Rü-
cken des Gemeinwohls zu profi-
lieren, hat weder Nachsicht noch
„Fairness“ verdient, wie es im SZ-
Kommentar verlangt wird.
Heribert Reinhardt,
Rheinberg-Orsoyerberg 

M e i n e  A n t w o r t

Sehr geehrter Herr Reinhardt,

die Fischzucht ist ein Thema, bei
dem viele Parteien verschiedens-
te Interessen verfolgen. Deshalb
ist bei aller Kritik Vorsicht ange-
sagt. Grundsätzlich haben Sie
Recht, dass dem Projekt eine
Wirtschaftlichkeitsrechnung zu-
grunde liegen muss. Dass die
Stadt Völklingen diese bisher
nicht offen gelegt hat, gibt be-
gründeten Anlass zu Kritik.
Trotzdem sollte bis zum Beweis
des Gegenteils eine Sorgfalt bei
der Berechnung unterstellt wer-
den. Am grundsätzlichen Kritik-
punkt, dass es mitnichten Aufga-
be einer Kommune sein kann, ei-
ne Fischzucht zu betreiben, än-
dert das allerdings nichts. 
Ihr Joachim Wollschläger

Joachim
Wollschläger,
Redakteur der SZ,
meint dazu:

BERGBAU

Die schwere Arbeit hat
ihre Rente verdient
Zum Leserbrief „Andere Arbeit-
nehmer hatten es schwerer“ von
Ute Lenkawa (SZ vom 1. April)

In den 80er-Jahren hatte jeder
(aufgrund der Kohlevorrangpoli-
tik) die Möglichkeit, sich bei
Saarberg zu bewerben, um den
Beruf des Bergmannes zu ergrei-
fen. Viele der damals Eingestell-
ten (aus allen Berufsfeldern) ha-
ben nach kurzer Zeit diesen Job
wieder hingeschmissen. Weil er
nach wie vor körperlich sehr viel
abverlangt. Viele lehnten den
Job von vornherein ab: „Do gäbs
jo käänn Fensder.“ Bergleuten
ihre Rente zu neiden, ist einfach
asozial. Die Bergbausubventio-
nen haben über Jahrzehnte für
Tausende von Saarländern si-
chere Arbeitsplätze bedeutet.
Und es ist doch besser, Kapital
für die eigenen Leute einzuset-
zen, als das Geld in den Finanz-
märkten verpuffen zu lassen. 
Volker Pütz, Homburg

GRÜNE

Nicht alle Ostereier
richtig angekommen?
Zum Artikel „39 grüne Ortsver-
bände gegen zwei“ (1. April) und
zu anderen SZ-Beiträgen

War das nun ein Aprilscherz
oder grüne Realsatire? Die „Ba-
sis“, 39 Chefs und Mandatsträ-
ger grüner Ortsverbände, pro-
testiert gegen zwei Nestbe-
schmutzer. Weil diese es gewagt
haben, die 48 000-Eier-Spende
des Osterhasen an die Grünen
und die folgende Jamaika-Con-
nection öffentlich zu kritisieren.
Wer bei so vielen bunten Eiern
noch Transparenz einfordert,
muss wegen „Privatfehden“ ge-
mobbt werden. Nur der Obergu-
ru weiß, was für die Grünen gut
ist. Und seine devoten Bewunde-
rer wissen, was ihrem Boss gut
tut. So passen sie prima zuei-
nander: der Osterhase, der Eier-
sammler und seine Bewunderer,
die wohl hoffen, auch noch ein
paar Eier abzubekommen.
Hartmut Regitz, Illingen 
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Nach dem tödlichen Anschlag
auf Bundeswehrsoldaten in Af-
ghanistan plädiert die „Neue
Westfälische“ aus Bielefeld für
den Abzug der Deutschen:
„Nichts ist gut in Afghanistan“,
hat die damalige EKD-Ratsvor-
sitzende Margot Käßmann in ih-
rem Neujahrsgottesdienst gesagt.
Dieses Osterwochenende setzt
sie auf tragische Weise erneut ins
Recht. (. . .) Afghanistans Präsi-
dent warnt den Westen, die Tali-
ban würden zur legitimen Wider-
standsbewegung, falls ausländi-
sche Truppen seiner Regierung
weiter Vorschriften machten. Ge-
gen Regierung und Taliban aber
kann kein Militär das Land be-
frieden. Verteidigungsminister
zu Guttenberg spricht derweil er-
neut von Krieg. Selbst wenn er
das nur „umgangssprachlich“ tut:
Was eigentlich will uns der
schneidige Baron damit sagen?
(. . .) Ganz gleich, ob Freiheit ver-
teidigt oder Krieg geführt wird:
Es wird Zeit für den Abzug.

Auch die „Braunschweiger Zei-
tung“ fordert die Neubewertung
des Einsatzes – mit der Möglich-
keit eines schnellen Abzugs:
Die deutschen Soldaten befinden
sich am Hindukusch in einer Si-
tuation, die vor Jahren nicht ab-
zusehen war. Wie man den Zu-
stand in Afghanistan auch be-
zeichnen mag: Die Politik muss
für die Sicherheit ihrer Soldaten
garantieren, auch für die rechtli-
che Sicherheit. Kann sie dies
nicht, muss sie für einen schnel-
len Abzug sorgen. 

Zum Streit über das Wort „Krieg“
meint die „Emder Zeitung“:
Seit Ostern wird – sprachlich –
ein bisschen weniger herumgeei-
ert. Es waren nicht zuletzt ver-
schwiemelte Begriffe wie „Stabi-
lisierungseinsatz“ und „kriegs-
ähnlicher Einsatz“, die die Glaub-
würdigkeit der deutschen Afgha-
nistan-Politik bei den Bürgern
nahezu auf den Nullpunkt brach-
te. (. . .) Wer ständig für die Ak-
zeptanz dieses Einsatzes wirbt,
sollte sich einer wahren und kla-
ren Sprache bedienen. Er macht
sonst die vorgeblich guten Grün-
de des Einsatzes unglaubwürdig.

„Der neue Tag“ aus Weiden lenkt
den Blick auf die technische Aus-
rüstung der Bundeswehr:
Tag für Tag riskieren die Soldaten
in Afghanistan ihre Gesundheit,
ihr Leben. Dafür verdienen sie
unseren Respekt. Aber die Solda-
ten müssen so ausgerüstet sein,
dass sie diesen Einsatz möglichst
unbeschadet absolvieren kön-
nen. (. . .) Eine demokratische
Regierung darf Soldaten nicht
ohne Schutz in riskante Einsätze
schicken. Das ist ein Verbrechen.
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